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Sozialfragen und Menschenrechte 

Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form 
von Rassendiskriminierung: 48. und 49. Ta­
gung des C E R D - Neonazis in Dänemark -
Staatsangehörigkeit der Einwohner Hong­
kongs - Ameriko-asiatische Kinder in Süd­
korea - Selbstbestimmungsrecht begründet 
kein Recht auf Sezession (24) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 1/19% 
S.26ff. fort. Text des Übereinkommens: VN 
1/1968 S.28ff.). 

Im Vordergrund der Tätigkeit des Ausschusses 
für die Beseitigung der rassischen Diskriminie­
rung (CERD) standen auch in diesem Jahr ne­
ben den sozusagen herkömmlichen Formen der 
Rassendiskriminierung in vielen Staaten insbe­
sondere die neuen Ausprägungen fremden­
feindlicher und neonazistischer Gewalt in den 
Industrieländern. Außerdem beschäftigte den 
CERD (Zusammensetzung: S. 198 dieser Aus­
gabe) wiederum in besonderem Maße die Lage 
in Bosnien-Herzegowina, Rwanda und Burun­
di. 
Die 18 Sachverständigen befaßten sich nicht 
nur mit der Prüfung und Bewertung von insge­
samt 18 Staatenberichten, sondern auch mit der 
Ausarbeitung von Allgemeinen Empfehlungen 
zu einzelnen Artikeln des Vertragswerks. 
Außerdem wurde eine (dann für nicht zulässig 
erklärte) Individualbeschwerde behandelt. 
Der bereits seit 1970 tätige Ausschuß trat zu 
zwei jeweils dreiwöchigen Sitzungsrunden in 
Genf zusammen; seine 48. Tagung fand vom 
26. Februar bis zum 14. März statt, die 49. vom 
5. bis 23. August 1996. Die Zahl der Vertrags­
staaten beträgt 147. 

48. Tagung 

Dänemark hatte zuletzt 1990 vor dem Ausschuß 
berichtet. Dieser lobte den traditionell hohen 
Standard des Menschenrechtsschutzes in dem 
skandinavischen Land. Er hob besonders die 
Änderung des Strafgesetzbuchs hervor, nach 
der nunmehr zwingend eine Gefängnisstrafe für 
die Fälle vorgesehen ist, in denen die Be­
schimpfung und Verunglimpfung von Personen 
im Hinblick auf ihre Rasse, Hautfarbe oder reli­
giöse Zugehörigkeit das Ausmaß von Propa­
ganda im Sinne des Artikels 4 des Übereinkom­
mens erreicht. Seine Besorgnis äußerte der 
CERD im Hinblick auf den Umgang Däne­
marks mit neonazistischen Gruppen; in den 
letzten drei Jahren habe es lediglich drei Verur­
teilungen von Neonazis gegeben. Auch sei nicht 
nachzuvollziehen, wieso es wiederholt zur Er­
teilung einer Betreiber-Erlaubnis für Rundfunk­
sender derartiger Gruppen, von denen aus rassi­
stische Propaganda betrieben wurde, gekom­
men sei. Der Ausschuß fragte auch, wesnulb es 
immer noch zu Verzögerungen bei Kompensa­
tionszahlungen komme, die einige Angehörige 

der autochthonen Bevölkerung Grönlands zu 
erhalten haben. Dort waren 1950 Menschen 
zwangsweise umgesiedelt worden, um den Bau 
einer Luftwaffenbasis zu ermöglichen. In die­
sem Zusammenhang wurde Dänemark auch 
aufgefordert, in seinem nächsten Bericht über 
die Umsetzung des Übereinkommens in Grön­
land zu berichten. 
In Finnland hat sich der Anteil der Ausländer in 
den letzten Jahren verdreifacht. Dies sei, hielt 
der Ausschuß fest, auf den Zusammenbruch der 
Sowjetunion zurückzuführen; bekannt sei auch, 
daß das Land derzeit unter Rezession und hoher 
Arbeitslosigkeit leide. Als besonders positiv be­
urteilte der Ausschuß die Anstrengungen, die 
Finnland seit Beginn der neunziger Jahre zur 
Bekämpfung der rassischen Diskriminierung 
unternommen habe, und die Unterwerfung un­
ter das Individualbeschwerdeverfahren. Beden­
ken äußerte der CERD über den in jüngster Zeit 
festzustellenden Anstieg rassistischer Gewalt­
akte; ebenso im Hinblick auf die Umsetzung des 
Art. 4 des Übereinkommens (Verbot rassisti­
scher Propagandatätigkeit und Organisationen). 
Helsinki wurde aufgefordert, entsprechende 
Gesetze zu erlassen. Weiter sah der Ausschuß 
die Eigentumsansprüche der Samen durch wirt­
schaftliche Interessen finnischer und transnatio­
naler Unternehmen, die an der Nutzung ihres 
Landes interessiert seien, bedroht. 
Bezüglich des Staatenberichts Großbritanniens 
monierte der CERD zunächst, daß dieser in sei­
nem zweiten Teil lediglich Angaben zu Hong­
kong enthalte; andere abhängige Gebiete seien 
nicht erwähnt. Große Bedenken äußerte der 
Ausschuß im Hinblick auf das Gesetz über die 
Beziehungen zwischen den Rassen (Race Rela­
tions Act) von 1976, durch das eine Reihe der 
Bestimmungen des Übereinkommens in inner­
staatliches Recht umgesetzt wurde. Das Gesetz 
finde auf Nordirland keine Anwendung; zudem 
bestehe die Gefahr, daß seine Regelungen durch 
neu erlassene Gesetze und Verordnungen auf­
gehoben würden. Sorge bereiteten auch zuneh­
mende Ausschreitungen der Polizei gegen An­
gehörige von Minderheiten und die nicht adä­
quate Verfolgung derartiger Delikte. Zu Hong­
kong merkte der Ausschuß an, daß die Bedin­
gungen, unter denen vietnamesische Asylsu­
chende zu leben hätten, eine Menschenrechts­
verletzung darstellten. Die Tatsache, daß die 
britische Regierung dafür Sorge trage, daß 
durch die Verleihung von unterschiedlichen 
Formen der Staatszugehörigkeit an die Einwoh­
ner Hongkongs keiner von diesen nach der 
Übergabe des Territoriums an China staatenlos 
werde, sei durchaus begrüßenswert. Mit Sorge 
wies der Ausschuß jedoch darauf hin, daß die 
Inhaber derartiger Dokumente nicht das Recht 
haben werden, in Großbritannien Wohnsitz zu 
nehmen. Dieses Verhalten stehe im Wider­
spruch zu der früheren britischen Praxis. Diese 
hatte etwa den (weißen) Bewohnern der Falk­
landinseln das Niederlassungsrecht im Mutter­
land eingeräumt. 

Hinsichtlich Kolumbiens bedauerte der Aus­
schuß, daß der Bericht keinerlei Angaben über 
die Umsetzung des Übereinkommens in inner­
staatliches Recht enthalte. Dies sei auch nicht 
damit zu entschuldigen, daß im Lande nach wie 
vor ein Klima der Gewalt herrsche, das durch 
Drogenhandel und Guerillatätigkeit noch ver­
stärkt werde. Weiterhin wurde kritisiert, daß der 
Bericht keinerlei Angaben im Hinblick auf die 
demographische Zusammensetzung der Bevöl­
kerung enthalte. Auch könne man sich nicht des 
Eindrucks erwehren, daß es an einer wirksamen 
Umsetzung von Maßnahmen zum Schutze der 
autochthonen Bevölkerung insbesondere im 
Hinblick auf den Schutz der Umwelt fehle. Gra­
vierend sei, daß eine innerstaatliche Umsetzung 
des Art. 4 gänzlich fehle. Bei dieser Gelegenheit 
stellte der Ausschuß erneut klar, daß es sich hier 
um eine zwingende, keiner anderen Auslegung 
zugänglichen Regelung handele. Die Vertrags­
partei wurde aufgefordert, die entsprechende 
Gesetzgebung zu erlassen und sich im übrigen 
stärker für die Rechte des autochthonen Bevöl­
kerungsteils einzusetzen. 
Der Bericht Rußlands entspreche nicht nur nicht 
den Anforderungen für die Erstellung der Be­
richte, sondern enthalte auch keinerlei Angaben 
über Tschetschenien, obwohl diese bereits auf 
der 46. Tagung angefordert worden waren (vgl. 
VN 3/1995 S. 121 ), monierte der Ausschuß. Po­
sitiv bewertete erden russischen Beitritt zum Eu­
roparat und drückte die Hoffnung aus, daß die 
Zeichnung der Europäischen Menschenrechts­
konvention bald folgen werde. Mit Besorgnis 
sah der Ausschuß, daß es an der für die inner­
staatliche Umsetzung des Übereinkommens 
notwendigen Gesetzgebung mangele. Sorge be­
reite ihm die zunehmend rassistische Einstellung 
großer Teile der Bevölkerung, die zunehmende 
Etablierung von rassistischen oder nationalisti­
schen Gruppierungen sowie ein wieder stärker 
hervortretender Antisemitismus. Ausdrücklich 
wies der CERD auf die nach seinem Dafürhalten 
nach wie vor unhaltbare Situation in Tsche­
tschenien hin. Das Gremium forderte die Ver­
tragspartei auf, den Frieden dort unbedingt wie­
derherzustellen. Kriegsverbrecher müßten aus­
nahmslos zur Rechenschaft gezogen werden. 
Simbabwe, das vor 1980 von einem rassisti­
schen Minderheitsregime regiert wurde, werde 
sich noch geraume Zeit mit wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten auseinandersetzen müssen, 
was sich - so der Ausschuß - auch auf die Um­
setzung des Übereinkommens auswirke. Anlaß 
zur Kritik bot das bestehende Schulsystem, das 
private Schulen, die im wesentlichen von An­
gehörigen der weißen Minderheit besucht und 
auch nur von diesen bezahlt werden können, 
und staatliche Schulen, die von der Masse der 
schwarzen Bevölkerung in Anspruch genom­
men werden, vorsehe. Bedenken äußerte der 
Ausschuß wegen des Fehlens einer Gesetzge­
bung zur Verhinderung der Rassendiskriminie­
rung. Die Vertragspartei wurde aufgefordert, 
entsprechende Gesetze zu erlassen. 
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Präsident der am 17. September eröffneten 51. Or­
dentlichen Tagung der Generalversammlung ist 
Razali Ismail. Der malaysische Karrierediplomat 
wurde von der asiatischen Regionalgruppe vorge­
schlagen. Raz.all, der 1939 in Kedah im heutigen 
Malaysia geboren wurde, studierte an der Univer­
sität von Malaya und trat 1962 in den diplomati­
schen Dienst seines Landes ein. Ständiger Vertre­
ter Malaysias bei den Vereinten Nationen (und zu­
gleich Botschafter in mehreren Staaten der Kari­
bik) ist er seit Mitte 1988. Während der nichtstän­
digen Mitgliedschaft Malaysias im Sicherheitsrat 
in den Jahren 1989 und 1990 präsidierte er zwei­
mal diesem Gremium. Der >Gruppe der 77< stand 
er 1989 vor; 1993 wurde erzürn Vorsitzenden der 
Kommission für nachhaltige Entwicklung gewählt. 

Im Mittelpunkt der Erörterung des Berichtes 
aus Spanien stand die Behandlung der etwa 
400 000 Sinti und Roma. Wohlwollend nahm 
der CERD ein spezielles Entwicklungspro­
gramm zugunsten dieser Bevölkerungsgruppe, 
das seit 1989 läuft, zur Kenntnis. In diesem Zu­
sammenhang kritisierte das Gremium jedoch, 
daß es keine verläßlichen sozio-ökonomischen 
Daten bezüglich dieses Teils der Bevölkerung 
gebe; ihre Vorlage wurde für den nächsten Be­
richt angemahnt. Besorgt zeigte sich der CERD 
ferner über die sich häufenden Fälle von Frem­
denfeindlichkeit und Rassismus, von denen 
nicht nur Sinti und Roma, sondern auch Asylsu­
chende in verstärktem Umfange betroffen sei­
en. 
Ungarn wurde vom CERD wegen seiner 
Bemühungen um den Schutz der Minderheiten 
gelobt. Anlaß zur Sorge bereiten aber die zu­
nehmenden Gewaltakte von Skinheads gegen 
Sinti und Roma, Juden, Afrikaner und Asiaten. 
Hier, so das Gremium, greife die Vertragspartei 
nicht entschieden genug durch; insbesondere 
die Zahl der Verurteilungen von Neonazis sei zu 
gering. Der Ausschuß kritisierte ferner die Be­
handlung der Sinti und Roma. Diese Minderheit 
habe nach wie vor extreme Schwierigkeiten, ih­
re wirtschaftlichen, sozialen sowie kulturellen 
Rechte wahrzunehmen. 

Bereits auf seiner 47. Tagung hatte der Aus­
schuß Madagaskar aufgefordert, endlich zu be­
richten (vgl. VN 1/1996 S.27).Die Vertragspar­
tei war dieser Aufforderung nicht nachgekom­

men. Dementsprechend mußte das Gremium 
auf den Bericht von 1989 zurückgreifen; es gab 
seiner tiefen Sorge angesichts der ständigen 
Verschlechterung der sozio-ökonomischen 
Verhältnisse Ausdruck. Die Verarmung großer 
Teile der Bevölkerung verschärfe die Spannun­
gen zwischen den verschiedenen Gruppen nur 
noch. Die Vertragspartei wurde aufgefordert, 
endlich den längst überfälligen Bericht vorzule­
gen. 
In diesem Zusammenhang wurden auch Guinea 
(es hat seit 1977 nicht mehr berichtet), Côte d' 
Ivoire und Gambia (beide haben seit 1980 nicht 
mehr berichtet) nachdrücklich aufgefordert, ih­
re überfälligen Staatenberichte abzugeben. 

Neben der Prüfung der Staatenberichte hat der 
Ausschuß auch diesmal Allgemeine Empfeh­
lungen abgegeben, und zwar zu den Artikeln 5 
und 2 des Übereinkommens. 
Artikel 5 (Diskriminierungsverbot) legt die 
Verpflichtung der Vertragsparteien fest, den 
Genuß der bürgerlichen, politischen, wirt­
schaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte 
und Freiheiten ohne rassische Diskriminierung 
zu gewährleisten. Hier hält der CERD nun fest, 
daß die dort genannten Rechte und Freiheiten 
keine erschöpfende Liste darstellten. Vielmehr 
halte schon die Präambel des Übereinkommens 
fest, daß die dort normierten Rechte vor dem 
Hintergrund der aus der Charta der Vereinten 
Nationen und der Allgemeinen Erklärung der 
Menschenrechte erwachsenen Rechte zu sehen 
seien. Die meisten dort aufgeführten Rechte 
hätten wiederum in den beiden Menschen­
rechtspakten ihren Niederschlag gefunden. 
Folglich, so der Ausschuß, schaffe Art. 5 des 
Übereinkommens keine bürgerlichen, politi­
schen, wirtschaftlichen, sozialen oder kulturel­
len Rechte, sondern setze deren Existenz und 
ihre Anerkennung voraus. Wie eine Vertrags­
partei im einzelnen die in Art. 5 genannten 
Rechte schütze, bleibe ihr überlassen. In jedem 
Fall sei sie jedoch gehalten, die effektive Um-
setzung des Übereinkommens zu gewährleisten 
und dem Ausschuß darüber zu berichten. 
Artikel 2 statuiert in Absatz 1 grundsätzliche 
Verpflichtungen zur Beseitigung der Rassen­
diskriminierung und zur »Förderung des Ver­
ständnisses unter allen Rassen«; in Abs. 2 wer­
den »konkrete Maßnahmen« zur Förderung be­
nachteiligter Gruppen verlangt. In der Praxis 
geht es dabei um die Gewährleistung der Iden­
tität ethnischer Gruppen, was auch die Frage 
des Selbstbestimmungsrechts berührt. Hierzu 
stellt der CERD zunächst fest, daß ethnische 
oder religiöse Gruppen oder Minderheiten häu­
fig das Recht auf Selbstbestimmung als Begrün­
dung für ein behauptetes Recht auf Sezession 
anführten. In diesem Zusammenhang wünsche 
der Ausschuß zu erklären, daß das Recht auf 
Selbstbestimmung ein grundlegenden Prinzip 
des Völkerrechts sei, das im Kontext der Men­
schenrechte insgesamt gesehen werden müsse. 
Zwei Aspekte seien auseinanderzuhalten: der 
interne Aspekt, der sich in dem Recht der Völ­
ker, frei von äußerer Einmischung ihre wirt­
schaftliche, soziale und kulturelle Entwicklung 
zu verfolgen, niederschlage, und der externe, 
der das Recht der Völker, ihre politische Ord­
nung und ihren Platz in der internationalen Ge­
meinschaft frei zu bestimmen, umfasse. Der 

CERD betont, daß keine seiner Handlungen da­
hin gehend ausgelegt werden dürfe, als billige 
oder ermutige er irgendeine Handlung, die die 
territoriale Integrität eines Staates beeinträchti­
gen könnte. Das Völkerrecht erkenne kein all­
gemeines Recht von Völkern an, ihre Sezession 
von einem Staat zu erklären. Dies schließe die 
Möglichkeit besonderer Vereinbarungen, die 
auf dem freiwilligen Einverständnis aller Betei­
ligten beruhten, nicht aus. 

Eine Reihe von Staaten wird unter dem Früh­
warnverfahren des Ausschusses behandelt; 
Rußland wurde mit Rücksicht auf die Erörte­
rung des Staatenberichts gestrichen. Noch auf 
der Liste befinden sich unter anderem Israel und 
- mit Ausnahme Sloweniens - sämtliche Nach­
folgestaaten des ehemaligen Jugoslawien. 
In seinem Beschluß zu Bosnien-Herzegowina 
bot der CERD seine Guten Dienste bei der 
Schaffung einer von ethnischer Diskriminie­
rung freien Gesellschaft an. Bezug genommen 
wurde dabei auf die Umsetzung des Abkom­
mens von Dayton; einige Ausschußmitglieder 
äußerten freilich Bedenken gegenüber diesem 
Vertragswerk, das mit seinem Ansatz der ethni­
schen Separation gegen das Übereinkommen 
verstoße. In dem Beschluß zur Bundesrepublik 
Jugoslawien (Serbien und Montenegro) erneu­
erte der Ausschuß das Angebot seiner Guten 
Dienste hinsichtlich Kosovos. In der Erklärung 
zu Rwanda wurde die Einberufung einer Ver­
fassungskonferenz für dieses zentralafrikani­
sche Land empfohlen; der Ausschuß bol dafür 
Rat und Hilfe an. 

49. Tagung 

Erfreut zeigte sich der CERD angesichts sowohl 
der Wiederaufnahme des Dialogs mit Brasilien 
nach neunjähriger Unterbrechung als auch der 
Aufrichtigkeit des Berichts und der Ausführun­
gen der Delegation. Er bedauerte jedoch, daß 
der Bericht nur wenige konkrete Auskünfte 
über die Anwendung des Übereinkommens in 
der Praxis gebe; die Vertreter der brasiliani­
schen Regierung erklärten sich jedoch bereit, 
ausführliche Informationen nachzuliefern. 
Trotz aller Reformen ist es nach Auffassung des 
CERD dem Land offensichtlich nicht gelungen, 
die endemische Armut einzudämmen, was ins­
besondere soziale Ungerechtigkeiten gegen­
über der afrobrasilianischen Bevölkerung, den 
Ureinwohnern und den Gemischtrassischen 
verschlimmere sowie ein Klima der Gewalt be­
günstige. Einstellungen, die die Diskriminie­
rung dieser Gruppen begünstigten, seien weit 
verbreitet. In seinen nächsten Bericht solle Bra­
silien aussagekräftiges Zahlenmaterial zu Ar­
beitslosigkeit, Drogenkonsum, Straffälligkeit 
und Selbstrz-ordraten in den benachteiligten 
Gruppen aufnehmen. Erst dann habe man eine 
Grundlage zur Bewertung der zum Schutz die­
ser Bevölkerungsgruppen eingeleiteten Pro­
gramme. 

So sehr der Ausschuß es bedauerte, daß Bolivi­
en seit 1983 keinen Bericht mehr vorgelegt hat­
te, begrüßte eres um so mehr, daß Bolivien jetzt 
sechs Berichte (den 8.-13.) gleichzeitig unter­
breitete. Er sei besorgt über die extreme Armut 
in dem Andenstaat, die insbesondere den au-
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tochthonen Bevölkerungsteil treffe, über die ho­
he Analphabetenrate sowie darüber, daß nur 44 
vH der Bevölkerung die Staatssprache Spanisch 
sprechen; auch der Drogenhandel bereite dem 
Ausschuß Sorge. Selbst vor diesem Hintergrund 
sei jedoch weder das gänzliche Fehlen von Ge­
setzen, die der Durchsetzung des Art. 4 des 
Übereinkommens dienten, zu rechtfertigen, 
noch die Tatsache, daß es große Unterschiede 
im Hinblick auf den Zugang zu den wirtschaft­
lichen, sozialen und kulturellen Chancen zwi­
schen den verschiedenen ethnischen Gruppen 
gebe. 
Erstaunt zeigte sich der Ausschuß über die 
große Zahl der in China lebenden Minderhei­
ten. Da ein erheblicher Teil dieser Minderheiten 
nicht in den für sie eingerichteten autonomen 
Gebieten lebe, sei es schwierig, ihre Lebensbe­
dingungen im einzelnen näher zu beleuchten. 
Positiv beurteilte der CERD, daß sich der Le­
bensstandard der Minderheiten zum einen im 
Zuge des allgemeinen wirtschaftlichen Auf­
schwungs, aber auch durch eine besondere Be­
handlung in der Familienplanung (für sie gelten 
Sonderbestimmungen) oder bei der Zulassung 
zu Universität und Beruf verbessert habe. Lo­
benswert seien ferner die Anstrengungen, die 
Sprachen der Minderheiten zu schützen. Sorge 
bereiteten dem Ausschuß Berichte, denen zufol­
ge Han-Chinesen - also Angehörige des Mehr­
heitsvolks - dazu aufgefordert würden, sich in 
autonomem Gebieten anzusiedeln. Dies könne 
zu schwerwiegenden Veränderungen in der de­
mographischen Zusammensetzung der dortigen 
Bevölkerung führen. In diesem Zusammenhang 
wies das Gremium auch daraufhin, daß die An­
gehörigen nationaler Minderheiten häufig nicht 
dieselben Arbeitsbedingungen wie Han-Chine­
sen hätten. Der Tatsache, daß für eine Reihe von 
nationalen Minderheiten die Religion Teil ihrer 
Identität sei, werde nicht genügend Rechnung 
getragen. Dieses gelte insbesondere für den 
muslimischen Teil Xinjiangs und für Tibet. In 
diesen Gebieten werde das Recht auf persönli­
che Sicherheit und Schutz gegen Gewalttätig­
keit seitens des Staates oder Privater ohnehin 
nicht ausreichend geschützt. Der CERD forder­
te China unter anderem dazu auf, alle Maßnah­
men, die zu einer einschneidenden Veränderung 
der demographischen Verhältnisse in den auto­
nomen Gebieten führen, zu unterlassen. 
Der Bericht Indiens sei zu kurz und enthalte 
keinerlei Angaben zur Umsetzung des Über­
einkommens, stellte der Ausschuß fest. Dies 
sei um so bedauerlicher, als mehr als zehn Jah­
re seit der Abgabe des letzten Berichts verstri­
chen seien. Auch bedauerte das Gremium, daß 
die Vertragspartei behaupte, das Kastensystem 
falle nicht in den Anwendungsbereich des 
Übereinkommens. Begrüßenswert sei indes die 
Errichtung einer nationalen Menschenrechts­
kommission mit weitreichenden Befugnissen 
und der bestehende Pluralismus im Verlagswe­
sen und in den Massenmedien mit ihrer durch­
aus vorhandenen Sensibilität in menschen­
rechtlichen Fragen. Unmißverständlich stellte 
das Gremium klar, daß der Begriff >Abstam-
mung< in Art. 1 sich nicht auf die Frage der 
Rassenzugehörigkeit beschränke, und bekräf­
tigte erneut, daß das in Indien bestehende Ka­
stensystem in den Anwendungsbereich des 
Übereinkommens falle. Der Ausschuß bedau­

erte die an dieser Stelle unnachgiebige Haltung 
der indischen Regierung. Auch wenn es immer 
wieder zahlreiche Versuche auf politischer und 
administrativer Ebene gebe, das Los der unte­
ren Kasten zu verbessern, komme es nach wie 
vor zu weitverbreiteter Diskriminierung dieser 
Menschen. Häufig sei es den Angehörigen der 
niederen Kasten noch nicht einmal erlaubt, 
Gaststätten zu betreten, und ihre Kinder wür­
den in der Schule von anderen Kindern ge­
trennt. Die Vertragspartei wurde aufgefordert, 
hier Abhilfe zu schaffen. 
Korea (Republik) zeichnet sich durch die regel­
mäßige Vorlage seiner Berichte sowie dadurch 
aus, daß der vorgelegte 8. Report die Vorschlä­
ge und Empfehlungen des CERD während der 
Behandlung des 7. Berichts reflektierte. Im eth­
nisch früher homogenen Südkorea ist der Anteil 
der ausländischen Bevölkerung seit einigen 
Jahren rasch angestiegen. Viele dieser aus an­
dern asiatischen Ländern stammenden Auslän­
der halten sich illegal auf oder haben einen un­
geklärten Status; dies erschwert auch die An­
wendung des Übereinkommens auf sie. Die La­
ge der ausländischen Arbeitskräfte bereitete 
dem CERD Sorge, ebenso die Tatsache, daß 
sich in der südkoreanischen Gesetzgebung kei­
ne Bestimmungen zur Bestrafung von Rassen­
diskriminierung und zum Verbot rassistischer 
Organisationen finden. Obwohl seitens der 
Behörden anerkannt ist, daß ameriko-asiatische 
Kinder Diskriminierung erfahren, werden keine 
Gegenmaßnahmen ergriffen. Der Ausschuß 
verlangte hier Abhilfe und wünschte mehr In­
formationen. 

Der CERD würdigte die detaillierten Angaben, 
die die Vertreter Maltas bei der Vorstellung des 
Staatenberichts machten, und begrüßte die Ab­
sicht, demnächst die Kompetenz des Ausschus­
ses gemäß Art. 14 (Zuständigkeit zur Entgegen­
nahme von Individualbeschwerden) anzuerken­
nen, sowie die Schaffung der Institution eines 
Ombudsman. Auch wenn einige bereits beste­
hende Gesetze zur Bestrafung von Delikten der 
Rassendiskriminierung herangezogen werden 
könnten, müsse die Vertragspartei jedoch, um 
Art. 4 umzusetzen, noch zusätzliche Gesetzge­
bung erlassen. 
Nach neunjähriger Pause legte Mauritius wie­
der einen Bericht vor. Lobend hob der Aus­
schuß die Toleranz unter den verschiedenen 
ethnischen Gemeinschaften und deren harmoni­
sches Zusammenleben hervor, bedauerte aber, 
daß keine Angaben zur ethnischen Zusammen­
setzung der Bevölkerung gemacht wurden. Er 
akzeptierte jedoch den Hinweis der Vertrags­
partei, daß in Mauritius die Bevölkerung nicht 
nach ethnischen Kriterien erfaßt werde, da dies 
der erklärten Politik, das Zusammengehörig­
keitsgefühl zu stärken, widerspreche. 
Namibia ist seit 1990 souverän. Für den CERD 
bot sich nunmehr die Gelegenheit, erstmals seit 
dem von den Vereinten Nationen überwachten 
Übergang in die Unabhängigkeit in den Dialog 
mit dieser Vertragspartei einzutreten. Es sei of­
fensichtlich, so der CERD, daß es noch einige 
Zeit dauern werde, bis das Erbe des Kolonialis­
mus und der Apartheid überwunden sei. Gewür­
digt wurde die Politik der nationalen Versöh­
nung. Bedenken äußerte der Ausschuß in Anbe­
tracht der nach wie vor bestehenden wirtschaft­
lichen und sozialen Ungleichheiten, die dazu 

führten, daß die Afrikaner und Gemischtrassi­
schen, die zusammen 95 vH der Bevölkerung 
ausmachen, in so wichtigen Bereichen wie Bi l ­
dung, Besitz und Gesundheitsvorsorge benach­
teiligt blieben, sowie angesichts der noch im­
mer bei einem Teil der weißen Bevölkerung 
vorhandenen rassistischen Einstellungen. 
Auch wenn der Ausschuß die Bereitschaft Ve­
nezuelas begrüße, den Dialog fortzusetzen, sei 
es bedauerlich, daß die vier fälligen Berichte 
nicht jeweils einzeln rechtzeitig vorgelegen hät­
ten, so daß jetzt eine Periode von zehn Jahren 
abzudecken sei. Der Ausschuß erkenne an, daß 
das Land derzeit eine Phase der wirtschaftlichen 
Rezession durchmache, die sich negativ auf die 
Umsetzung des Übereinkommens auswirke. 
Die wirtschaftlichen Schwierigkeiten würden 
noch durch die Immigranten aus der benachbar­
ten Andenregion, für die Venezuela in den letz­
ten Jahrzehnten ein attraktives Ziel gewesen sei, 
verstärkt. Der CERD forderte die Regierung 
auf, geeignete Maßnahmen zur gesundheitli­
chen Versorgung der indianischen Bevölkerung 
insbesondere in abgelegenen Gebieten zu tref­
fen. Sie soll auch erklären, warum es spezielle 
Gefängnisse für Angehörige der autochthonen 
Bevölkerung gibt, und Auskunft über die Um­
setzung des Gesetzes über die Agrarreform und 
die Verteilung von Land unter die Ureinwohner 
geben. 

Nachdem der Dialog mit Zaire über einen Zeit­
raum von 16 Jahren nicht stattgefunden hatte, 
legte Kinshasa nun den 3.-10. Bericht vor. Der 
CERD stellte in Rechnung, daß Zaire sich in ei­
ner tiefen wirtschaftlichen Krise befindet, die 
zu weiterer Verarmung geführt hat. Darüber 
hinaus sei sich der Ausschuß des Zustroms von 
Flüchtlingen bewußt, die in den letzten zwei 
Jahren aus den Nachbarländern Rwanda und 
Burundi gekommen sind. Positiv beurteilte das 
Gremium die Abschaffung des Einparteisy­
stems und die für den März 1997 vorgesehene 
Abhaltung des Referendums über eine neue 
Verfassung. Anlaß zur Sorge böten die zwi­
schen einzelnen ethnischen Gruppen Zaires im­
mer wieder aufflammenden Auseinanderset­
zungen, die Berichten zufolge zu Tausenden 
von Toten geführt hätten, die gegen die ethni­
sche Gruppe der Kasai in Shaba (dem ehemali­
gen Katanga) gerichteten >ethnischen Säube­
rungen sowie die häufigen Angriffe auf Flücht­
linge aus Rwanda und Burundi. 

In seiner Allgemeinen Empfehlung zu den Rech­
ten der im Zuge ethnischer Konflikte Geflohe­
nen und Vertriebenen, die unter Bezugnahme 
auf Art. 5 des Übereinkommens und die diesbe­
zügliche Empfehlung der 48. Tagung erging, 
stellt der Ausschuß klar, daß die Flüchtlinge das 
Recht haben, in Sicherheit in ihre Heimatorte 
zurückzukehren. Die Vertragsparteien seien 
verpflichtet sicherzustellen, daß es sich um eine 
freiwillige Rückkehr handele, und hätten den 
Grundsatz der NichtZurückweisung (non-re-
foulement) zu beachten. Alle Flüchtlinge und 
Vertriebenen hätten nach ihrer Rückkehr das 
Recht, ihr Eigentum zurückzubekommen oder, 
falls dies nicht mehr möglich sei, eine angemes­
sene Entschädigung zu erhalten. Jegliche unter 
Zwang eingegangene Verpflichtung oder Ver­
fügung im Hinblick auf dieses Eigentum sei als 
null und nichtig zu betrachten. 
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Die zu Burundi verabschiedete Resolution ist 
vor dem Hintergrund des jüngsten Staats­
streichs zu sehen. Der CERD ersucht sämtliche 
Konfliktparteien dringend, die Verfassung des 
Landes zu respektieren, die Demokratie wieder­
herzustellen, den nationalen Dialog und die na­
tionale Aussöhnung voranzutreiben sowie die 
Menschenrechte zu respektieren. Die Justiz in 
Burundi solle endlich in die Lage versetzt wer­
den, die Massaker in dem Land als Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit zu verfolgen; die Tä­
ter dürften nicht straffrei ausgehen. Schließlich 
schlägt das Gremium für Burundi eine multina­
tionale Friedenstruppe vor. die finanzielle und 
logistische Unterstützung von den Vereinten 
Nationen erhalten solle. Wiederum erging ein 
Beschluß zu Bosnien-Herzegowina. Während 
er sich der Tatsache, daß freie Wahlen einen 
entscheidenden Schritt zur Demokratisierung 
darstellten, bewußt sei, befürchte der CERD je­
doch, daß die Abhaltung eines Urnengangs un­
ter den gegenwärtigen Umständen die ethnische 
Segregation und Teilung eher noch vertiefen 
werde. 

Christiane Philipp • 

Verwaltung und Haushalt 

Internationale Gerichte: Schwierigkeiten bei 
der Finanzierung - Ungewöhnliche Kombi­
nation zweier Skalen - Folgekosten auch 
beim Strafvollzug (25) 

Wenige Ereignisse haben seit dem Ende des 
Ost-West-Konflikts die Weltöffentlichkeit so 
erschüttert wie die kriegerischen Auseinander­
setzungen auf dem Gebiet des ehemaligen Ju­
goslawien (1991-1995) und der mörderische 
Konflikt im zentralafrikanischen Rwanda 
(1994). Die internationale Gemeinschaft war in 
beiden Fällen nicht nur zur Leistung humanitä­
rer Hilfe großen Umfangs aufgerufen; sie hat 
vielmehr angesichts des Ausmaßes der Verlet­
zungen der Menschenrechte und des huma­
nitären Völkerrechts juristisches Neuland betre­
ten. Mit seiner Resolution 827 vom 25. Mai 
1993 (Text: VN 4/1993 S. 156) errichtete der 
Sicherheitsrat das Internationale Gericht zur 
Verfolgung der Verantwortlichen für die seit 
1991 im Hoheitsgebiet des ehemaligen Jugosla­
wien begangenen schweren Verstöße gegen das 
humanitäre Völkerrecht und billigte dessen Sta­
tut (Text: UN-Dok. S/25704 v. 3.5.1993). Ein­
einhalb Jahre später folgte die Errichtung des 
Internationalen Gerichts für Rwanda durch Re­
solution 955 des Rates (Text einschließlich des 
Statuts: VN 1/1995 S. 39 f f ) . Das Tribunal für 
Rwanda hat die gleiche Aufgabenstellung wie 
das Gericht für das ehemalige Jugoslawien, je­
doch begrenzt auf Verstöße in der Zeit zwischen 
dem 1. Januar und dem 31. Dezember 1994. 
Zum Sitz des Rwanda-Tribunals wurde die 
nordtansanische Stadt Aruscha bestimmt. 
Die unter Berufung auf Kapitel VI I der Charta 
geschaffenen Strafgerichte haben in der Ge­
schichte der Vereinten Nationen keine Vorgän­
ger; funktional vergleichbare Einrichtungen, 
die Militärtribunale von Nürnberg und Tokyo, 
waren außerhalb des institutionellen Rahmens 
der (damals gerade erst gegründeten) UN er­

richtet worden. Für das Jugoslawien- und das 
Rwanda-Tribunal fungiert ein gemeinsamer 
Chefankläger mit Dienstsitz im Haag, dem Sitz 
des Jugoslawien-Tribunals; sein Vertreter mil 
Dienstsitz in der rwandischen Hauptstadt Kiga­
li ist im Schwerpunkt für die Rwanda-Fälle zu­
ständig. Beide Tribunale haben ferner eine ge­
meinsame Appellationskammer, ebenfalls im 
Haag angesiedelt. 

I . Während sich die Tribunale in ihrer Anfangs­
zeit zunächst mit innerorganisatorischen Din­
gen und dem Erlaß der Verfahrensordnungen zu 
befassen hatten, ist ihre substantielle Tätigkeit 
im Laufe des Jahres 1996 in Gang gekommen. 
Wenig bekannt ist, auf welcher finanziellen 
Grundlage diese neuen UN-Institutionen beru­
hen. Da beide in der UN-Finanzplanung nicht 
berücksichtigt waren (und dies auch nicht sein 
konnten), wurde die Finanzierung ihrer Start­
phase vor der Vorlage eines Haushaltsentwurfs 
durch den Generalsekretär über das für diese 
Fälle bereitgestellte Instrument der Zahlungser­
mächtigung wegen unvorhergesehener und 
außergewöhnlicher Ausgaben (commitment 
authority) gesichert. Dies ist ein normaler Vor­
gang; genauso verfahren Generalsekretär und 
Generalversammlung regelmäßig bei der An­
fangsfinanzierung einer Friedensmaßnahme der 
Vereinten Nationen. Der anschließende Verlauf 
der Haushaltsverhandlungen im 5. Hauptaus­
schuß der Generalversammlung und ihr Ender­
gebnis sind jedoch in diesem Falle als unbefrie­
digend zu bewerten und gehören aus finanzpoli­
tischer Sicht nicht zu den Glanzstücken der UN. 
Vom Zeitpunkt der Erteilung der ersten Zah­
lungsermächtigung für das Jugoslawien-Tribu­
nal durch den Beratenden Ausschuß für Ver-
waltungs- und Haushaltsfragen (ACABQ) am 
16. Juli 1993 bis zur Verabschiedung des ersten 
ordentlichen Haushalts durch die Generalver­
sammlung am 20. Juli 1995 (Resolution 49/ 
242B) vergingen volle zwei Jahre, weil sich der 
5. Hauptausschuß im dort üblichen Konsenswe­
ge nicht schneller einigen konnte. In der Zwi­
schenzeit wurde die Finanzierung durch immer 
neue kurzfristige Zahlungsermächtigungen pro­
visorisch fortgeführt, ohne daß den UN Geld­
mittel zugeflossen wären. Im Falle des Rwanda-
Tribunals zog sich dieses Provisorium über 
sechs Monate hin. Budgetpolitisch ist das Han­
deln der Mitgliedstaaten - jedenfalls beim Ju­
goslawien-Tribunal - als nicht sehr seriös und 
wenig kooperativ gegenüber dem Generalse­
kretär zu bezeichnen, gerade vor dem Hinter­
grund der chronischen Liquiditätsengpässe, mit 
denen dieser ständig konfrontiert ist. 
Der erste Zankapfel war die Frage der Einbezie­
hung der Tribunale in den ordentlichen Haushalt 
der Vereinten Nationen. Dies wäre im Interesse 
einer besseren Ausgabenübersicht und damit 
einhergehender Kontrollmöglichkeiten des 
Ausgabenanstiegs wünschenswert gewesen. 
Aber deshalb einer Konsensfindung im Wege zu 
stehen, wäre beim Thema Jugoslawien-Tribu­
nal, bei dem die westlichen Länder die Rolle des 
Gesuchstellers gegenüber der Mehrheit in 
Gestalt der >Gruppe der 77< (G-77) innehatten, 
politisch unklug gewesen. Sie gaben in diesem 
Punkt nach. Außerdem wurde so wenigstens 
erreicht, daß die G-77 eine Pflichtfinanzierung 
der Tribunale im Grundsatz akzeptierte. 

Die zweite, viel gravierendere und von unüber­
brückbaren Meinungsverschiedenheiten ge­
kennzeichnete Kontroverse drehte sich um die 
Frage, welche Beitragsskala auf die Budgets der 
Tribunale Anwendung finden sollte, diejenige 
des ordentlichen Haushalts der Vereinten Na­
tionen (abgedruckt in VN 1/1995 S. 20 f.) oder 
diejenige für die Budgets der UN-Friedensmaß­
nahmen, die die Entwicklungsländer günstiger 
stellt bei stärkerer Heranziehung der Ständigen 
Mitglieder des Sicherheitsrats. 
Die G-77 (mit Ausnahme einiger islamischer 
Staaten, die insgesamt aber im Ausschuß kein 
sehr ausgeprägtes Profil zeigten) begegneten 
dem Gedanken eines Jugoslawien-Tribunals 
von Anfang an mit einiger Zurückhaltung. Sie 
warfen dem Sicherheitsrat vor, durch Artikel 32 
des Statuts (»Die Kosten des Internationalen 
Gerichts werden im Einklang mit Artikel 17 der 
Charta der Vereinten Nationen aus dem ordent­
lichen Haushalt der Vereinten Nationen bestrit­
ten«) habe er das allein der Generalversamm­
lung zustehende Budgetrecht verletzt. Der Ge­
neralsekretär wurde in diesem Zusammenhang 
kritisiert, weil er den Sicherheitsrat bei Abfas­
sung des Statuts des Tribunals insoweit falsch 
beraten habe. Ihre Argumentation bei den Bud­
getverhandlungen im 5. Hauptausschuß stützte 
sich im wesentlichen darauf, daß das Jugoslawi­
en-Tribunal als Begleitmaßnahme zu einer Frie­
densoperation, der UNPROFOR, errichtet wor­
den sei und der Rat dabei ausdrücklich auf Ka­
pitel VII der Charta Bezug genommen habe; da­
nach müsse der Beitragsschlüssel für Friedens­
maßnahmen zum Zuge kommen. 
Aus Sicht der EU und der westlichen Länder 
ging es bei der Errichtung des Tribunals um den 
Schutz und um die Verwirklichung der Men­
schenrechte, die unter anderem eine strafrechtli­
che Verfolgung bei gravierenden Verstößen 
umfaßt, um den Dienst an der Gerechtigkeit 
schlechthin. Damit sei - wie bei der Finanzie­
rung des Internationalen Gerichtshofs (IGH) -
der reguläre Beitragssehlüssel anzuwenden. 

I I . Dieser hier knapp skizzierte Streit hat den 5. 
Hauptausschuß fast zwei Jahre in seiner Ent­
scheidungsfindung blockiert. Er ist ein Beispiel 
für die Grenzen des vor zehn Jahren eingeführ­
ten Konsensprinzips in haushalts- und finanz­
politischen Entscheidungen der Generalver­
sammlung. Damit lassen sich zwar unvernünf­
tig erscheinende Beschlußfassungen einer 
Mehrheit verhindern, aber noch längst keine 
dringend erforderlichen Beschlüsse positiver 
Art erreichen. 
Im Falle des Jugoslawien-Tribunals hat der 
Zwang zum Konsens abenteuerlich-verwegene, 
zum Teil aus regelrechter Delegierten Verzweif­
lung heraus entwickelte Kompromißkonstruk­
tionen zu Tage gefördert (westliche Länder hier­
bei nicht ausgeschlossen). Als Beispiel sei der 
Vorschlag genannt, jeder Mitgliedstaat möge 
die für ihn günstigere Beitragsskala anwenden -
über die Schließung der dabei zwangsläufig 
entstehenden Finanzierungslücke könne man 
später neu verhandeln. Der nach unzähligen, 
frustrierenden und zuletzt von Drohungen, eine 
Abstimmung zu erzwingen, begleiteten Sitzun­
gen dank des Geschicks und der Geduld der 
österreichischen Koordinatorin der informellen 
Verhandlungen schließlich gefundene Kom-
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